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STELLUNGNAHME: 

Der Beschlussvorschlag der Verwaltung für die Sitzung vom 04.06.2019 lautet auf ein vereinfachtes Verfahren nach § 

13 BauGB. Gemäß Protokoll hat sicher aber der Gemeinderat in der Sitzung entschlossen, den Bebauungsplan nach 

§13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufzustellen. Der Technische Ausschuss hat in der Sitzung vom 

17.11.2020 den Geltungsbereich geändert und die Verfahrenserleichterungen nach § 13 a BauGB beschlossen. Der 

Aufstellungsbeschluss wurde mit der Offenlage am 04.02.2021 im Verfahren nach §13 a veröffentlicht, 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Die Begründung Ziffer C.3. Verfahrensvermerke wird entsprechend angepasst, 

 

 

STELLUNGNAHME: 

Unter dem Titel „Flächen für Garagen und Stellplätze“ ist entsprechend § 9 Abs 1. Nr. 4 BauGB das Planzeichen 

„Bereich ohne Ausfahrt“ angeordnet. Da keine Festsetzungen zu Garagen und Stellplätzen getroffen werden, sollte 

dieses Planzeichen zur Klarstellung unter den Titel „Verkehrsflächen“ entsprechend § 9 Abs 1. Nr. 11 BauGB 

aufgeführt werden. 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Die Legende des Rechtsplans wird angepasst. 
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BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Das Wort „begrünen“ wird in den Textlichen Festsetzungen nachgetragen. 

 

 

 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Ziffer 3 der Örtlichen Bauvorschriften wird wie folgt richtiggestellt: 

Jegliche Einfriedung muss mindestens 0,5 m Abstand zur Grundstücksgrenze im Bereich von 

Gehwegkanten bzw. Straßenbegrenzungslinien einhalten.  

 

 

 

 

STELLUNGNAHME: 

In Ziffer A.5. der Begründung wird bereits darauf hingewiesen. 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

 



 STELLUNGNAHMEN OFFENLEGUNG GEMEINDE HILZINGEN -  GEMARKUNG SCHLATT AM RANDEN-  BEBAUUNGSPLAN   KIRCHHOFÄCKER – 1. ÄNDERUNG 

A R C H I T E K T U R B Ü R O  W I E S E R   STAND 27.04.2021 - SEITE 3 von 7 
 

EINGEGANGENE BEDENKEN UND ANREGUNGEN STELLUNGNAHME DES PLANERS UND DER VERWALTUNG MIT BESCHLUSSVORSCHLAGEN 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

STELLUNGNAHME: 

Mit Mail vom 09.03.2021 hat der Sachbereich Immissionsschutz mehrere Fragen zu Messmethodik und den 

Messverfahren gestellt. Außerdem wurde bemängelt, dass der Prüfbericht weder die Berechnung, noch das Ergebnis 

des Beurteilungspegels nach TA Lärm enthält. Daraufhin hat das Büro GSA Körner die Fragen im Rahmen einer 

Ergänzung des Prüfberichts mit Stand vom 19.03.2021 beantwortet und dem Fachbereich vorgelegt.  

 

Die Messung erfolgte mit 60% (Kessel 1) und 80% (Kessel 2). Höhere Auslastungen kommen nur in seltenen und sehr 

kurzen Zeit-Intervallen vor. Das Gutachten kommt zu einem Beurteilungspegel für den Normalbetrieb von 35,3 dB(A) 

und die Vollastprognose von 37,1 dB(A). Somit liegen beide unter dem Immissionsrichtwert der TA-Lärm. 

Schallschutzmaßnahmen sind nicht notwendig. Eine Änderung des Bebauungsplans und der Abwägung ist nicht 

notwendig. 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Ziffer 4.9 der Begründung wird wie folgt ergänzt: 

 

Entsprechend der Fragestellung durch den Sachbereich Immissionsschutz des Landratsamt Konstanz im Rahmen der 

Anhörung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange wurde der Prüfbericht Nr. 18118-02/19b der 

Ingenieurgesellschaft für Thermische Bauphysik, Energieberatung, Akustik GSA Kröner GmbH mit Stand vom 

19.03.2021 ergänzt. Die Messung der Lärmimmissionen erfolgte mit 60% (Kessel 1) und 80% (Kessel 2). Höhere 

Auslastungen kommen nur in seltenen und sehr kurzen Zeit-Intervallen vor. Das Gutachten kommt zu einem 

Beurteilungspegel für den Normalbetrieb von 35,3 dB(A) und die Vollastprognose von 37,1 dB(A), die beide unter dem 

Immissionsrichtwert der TA-Lärm liegen, so dass Schallschutzmaßnahmen sind nicht notwendig.  

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 
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STELLUNGNAHME: 

Bei den in Ziffer D.1. Hinweise aufgenommen artenschutzrechtlichen Maßnahmen handelt es sich größtenteils um 

Fragen zur Beleuchtung, zum Schutz vor Vogelschlag und zu Bauzeitbeschränkung. Es besteht grundsätzlich keine 

Möglichkeit nach § 9 BauGB diese Verbote als Festsetzung zu regeln. Es handelt sich auch nicht um CEF-Maßnahmen 

oder Ausgleichsmaßnahmen. Der Bebauungsplan regelt grundsätzlich mehr oder weniger „nur“ das Maß und Art der 

baulichen Nutzung und aus der Errichtung der baulichen Anlagen ergeben zunächst keine Verbotstatbestände. Das 

BauGB regelt grundsätzlich weder die Größe von Fensterscheiben noch die Beleuchtung von Gebäuden- in der Folge 

sind derartige Schutzmaßnahmen nach § 44 BNatSchG geregelt und folgerichtig nur als Hinweis aufgenommen 

worden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 STELLUNGNAHMEN OFFENLEGUNG GEMEINDE HILZINGEN -  GEMARKUNG SCHLATT AM RANDEN-  BEBAUUNGSPLAN   KIRCHHOFÄCKER – 1. ÄNDERUNG 

A R C H I T E K T U R B Ü R O  W I E S E R   STAND 27.04.2021 - SEITE 5 von 7 
 

 

EINGEGANGENE BEDENKEN UND ANREGUNGEN STELLUNGNAHME DES PLANERS UND DER VERWALTUNG MIT BESCHLUSSVORSCHLAGEN 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Die Bezeichnung der Kreisstraße wird korrigiert. 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

STELLUNGNAHME: 

In Ziffer B. 4.4 der Begründung wird lediglich in einem Standardtextblock die Auswirkung auf das Schutzgut Wasser 

behandelt. In Ziffer E.6. der Begründung wird die Versickerung und die Regenwasserbehandlung im Öffentlichen Raum 

beurteilt. In Ziffer 8.1 werden die privaten Maßnahmen der Rückhaltung festgesetzt. Diese haben entsprechenden 

Vorrang gegenüber der Begründung.  

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Ziffer B 4.4 der Begründung wird entsprechend den Festsetzungen durch streichen des nachfolgenden Satzes 

klargestellt: 

Das gesamte anfallende Niederschlagswasser wird über eine Regenwasserkanalisation im Trennsystem einem 

öffentlichen Mulden-Rigolen-System auf dem Flst. Nr. 282 zugeführt und zentral zur Versickerung gebracht. 

Der Überlauf wird an den bestehenden Regenwasserkanal in Flst. Nr. 270 angeschlossen 
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STELLUNGNAHME: 

Die Lösch- und Trinkwasserversorgung kann sichergestellt werden.  

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

STELLUNGNAHME:  

Das Plangebiet liegt in „fast“ ebener Landschaft und das Gelände wird teilweise bis 1,50 m angehoben und an die 

Kreisstraße angeglichen. Damit ist ein Eintrag von Regenwasser und Geröll aus den umgebenden landwirtschaftlichen 

Flächen sehr gering. 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

 

Ziffer E.6 wird neu in die Begründung eingefügt: 

Um der Gefahr von wild abfließende Oberflächenwässer entgegenzuwirken, sollten alle baulichen Anlagen mit 

entsprechenden Maßnahmen (Bodensenken, Bodenschwellen, Aufkantung von Kellerlichtschächten und 

Kellertreppen usw.) gesichert werden. 

 

Ziffer D.4 wird neu in die Textlichen Festsetzungen aufgenommen: 

Um der Gefahr von wild abfließende Oberflächenwässer entgegenzuwirken müssen alle baulichen Anlagen mit 

entsprechenden Maßnahmen (Bodensenken, Bodenschwellen, Aufkantung von Kellerlichtschächten und 

Kellertreppen usw.) gesichert werden. Die freie Ableitung von unterirdischen Sichtwässern muss trotz Bebauung 

weiterhin sichergestellt werden. Drainagen dürfen gemäß der kommunalen Abwassersatzung nicht an die kommunalen 

Entwässerungssysteme angeschlossen werden, sondern deren Wasser muss wieder dem Untergrund zugeführt 

werden. Wegen möglicher wasserführender Schichten ist besonderes Augenmerk auf die Böschungsausbildung und 

gegebenenfalls die Wasserhaltung von Baugruben zu legen. 
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Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- Und Gesundheitswesen 

 Schreiben vom 10.02.2021 – 

 

Regierungspräsidium Stuttgart Referat 46.2 Luftverkehr und Luftsicherheit Außenstelle Freiburg 

 Mail vom 02.03.2021 

 

Polizeidirektion Konstanz 

 Mail vom 16.02.2021 

 

Gemeinde Rielasingen-Worblingen 

 Mail vom 09.02.21 

 

Gemeinde Gottmadingen 

 Mail vom 08.03.2021 

 

Stadt Engen 

 Mail vom 15.03.2021 

 

Stadt Singen 

 Schreiben vom 22.02.2021 

 

Thüga Energienetze GmbH 

 Mail 03.02.2021 

 

Unitymedia 

 Schrieben von 09.03.2021  

 

Telekom  

 Mail vom 10.02.2021 

 

Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener Telekommunikationslinien im Baugebiet. 

Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund 

behält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer 

Telekommunikationsinfrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu 

verzichten. Die Versorgung der Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 

 

Gemeinde und Planer 

Der Unterschied zwischen ausgeführter Rohfussbodenhöhe und festgesetzter Erdgeschossfussbodenhöhe 

sollte in Ziffer 2.5 der Textlichen Festsetzung klarer formuliert werden 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Tiefbauplanung weiter abgestimmt. 

 

 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Ziffer 2.5 der Textlichen Festsetzung wird wie folgt geändert: 

 

Die festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) dient nur als Bezugshöhe zur Festsetzung der maximalen 

Gebäudehöhen. Sie ist für das jeweils vorgesehene Baugrundstück im Rechtsplan durch Festsetzung bezogen auf das 

Deutsche Haupthöhennetz (DHHN2016) in „m ü. NHN“ bestimmt. Die endgültige Rohfußbodenhöhe (RFB) des 

ausgeführten Bauvorhabens kann von dieser Bezugshöhe abweichen, es wird jedoch empfohlen sich an ihr zu 

orientieren 

 

Abweichungen der endgültige Rohfußbodenhöhe (RFB) von der festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) nach 

oben sind zulässig, wobei sich die maximal zulässige Wand- und Firsthöhe auf die im Rechtsplan festgelegte 

Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) beziehen. 

 

Abweichungen der endgültige Rohfußbodenhöhe (RFB) von der festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) nach 

unten sind ebenfalls zulässig, wobei sich in diesem Fall die Wand- und Firsthöhen auf die endgültig ausgeführte 

Rohfußbodenhöhe (RFB) beziehen.  

 

 

 


